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2. Teil: 

Spaltung zur Neugründung 

Spaltungsplan 

§ 2. (1) Der Vorstand (der Vorstand einer Aktiengesellschaft, die Geschäftsführer einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung) der übertragenden Gesellschaft hat einen Spaltungsplan aufzustellen. 

Dieser muß jedenfalls enthalten: 

 1. die Firma und den Sitz der übertragenden Gesellschaft und die vorgesehenen Satzungen 
(Gesellschaftsverträge) der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften; 

 2. die Erklärung über die Übertragung der Vermögensteile der übertragenden Gesellschaft jeweils 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge gegen Gewährung von Anteilen an den neuen 
Gesellschaften; 

 3. das Umtauschverhältnis der Anteile und deren Aufteilung auf die Anteilsinhaber sowie 
gegebenenfalls die Höhe einer baren Zuzahlung der beteiligten Gesellschaften, die zehn von 
Hundert des auf die gewährten Anteile entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals nicht 
übersteigen darf, sowie von Zuzahlungen Dritter, die unbeschränkt zulässig sind; 

 4. die Einzelheiten der Herabsetzung des Nennbetrages bei Nennbetragsaktien oder der 
Zusammenlegung von Anteilen an der übertragenden Gesellschaft, wenn diese ihr Nennkapital 
gemäß § 3 herabsetzt; 

 5. die Einzelheiten für die Gewährung von Anteilen an den neuen Gesellschaften; 

 6. den Zeitpunkt, von dem an die Anteile einen Anspruch auf einen Anteil am Bilanzgewinn 
gewähren, sowie alle Besonderheiten in bezug auf diesen Anspruch; 
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 7. den Stichtag, von dem an die Handlungen der übertragenden Gesellschaft als für Rechnung der 
neuen Gesellschaften vorgenommen gelten (Spaltungsstichtag); 

 8. die Rechte, die die neuen Gesellschaften einzelnen Anteilsinhabern sowie den Inhabern 
besonderer Rechte, wie Anteilen ohne Stimmrecht, Vorzugsaktien, Mehrstimmrechtsanteilen, 
Gewinnschuldverschreibungen und Genußrechten, gewähren, und gegebenenfalls die für diese 
Personen vorgesehenen Maßnahmen; 

 9. jeden besonderen Vorteil, der einem Mitglied des Vorstands oder eines Aufsichtsorgans der an 
der Spaltung beteiligten Gesellschaften oder einem Abschluß-, Gründungs- oder Spaltungsprüfer 
gewährt wird; 

 10. die genaue Beschreibung und Zuordnung der Vermögensteile, die an jede der übernehmenden 
Gesellschaften übertragen werden; 

dabei kann auf Urkunden, wie Bilanzen, insbesondere gemäß Z 12, und Inventare, Bezug 
genommen werden, soweit deren Inhalt eine Zuordnung des einzelnen Vermögensteiles 
ermöglicht; 

 11. eine Regelung über die Zuordnung von Vermögensteilen, die sonst auf Grund des Spaltungsplans 
keiner der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften zugeordnet werden können; 

 12. die Schlußbilanz der übertragenden Gesellschaft, weiters Eröffnungsbilanzen der neuen 
Gesellschaften und bei der Abspaltung eine Spaltungsbilanz, die das der übertragenden 
Gesellschaft verbleibende Vermögen ausweist; 

 13. bei einer nicht verhältniswahrenden Spaltung (§ 8 Abs. 3) und einer rechtsformübergreifenden 
Spaltung (§ 11) die Bedingungen der von einer beteiligten Gesellschaft oder einem Dritten 
angebotenen Barabfindung; diese Regelung kann entfallen, wenn alle Gesellschafter der 
übertragenden Gesellschaft schriftlich in einer gesonderten Erklärung darauf verzichten. 

(2) Die übertragende Gesellschaft hat auf den Spaltungsstichtag eine Schlußbilanz aufzustellen. Für 
sie gelten die Vorschriften des UGB über den Jahresabschluß und dessen Prüfung sinngemäß; sie braucht 
nicht veröffentlicht zu werden. Die Schlußbilanz muß auf einen höchstens neun Monate vor der 
Anmeldung der Spaltung liegenden Stichtag aufgestellt werden. 

(3) Die Erklärungen eines Dritten, Zuzahlungen gemäß Abs. 1 Z 3 oder eine Barabfindung gemäß 
Abs. 1 Z 13 anzubieten, müssen gerichtlich oder notariell beglaubigt unterfertigt sein. 
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